
Für
Gesundheitspolitik – 
Gegen
Ordnungspolitik !

Erklärung des Bezirksvorstands Südbayern der Deutschen Kommunistischen Partei

Die neuen Corona-Beschränkungen 
sind eine Reaktion auf die steigen-
den Infektionszahlen. Die verkünde-
ten Maßnahmen schreiben jedoch nur 
erneute Einschränkungen bestimm-
ter Branchen und der Freizeit vor und 
sind keine grundsätzliche Antwort auf 
die steigende Verbreitung des Virus.
Aktuelle Erkenntnisse über Wesen und 
Verbreitungswege des Virus zeigen, dass 
eine Herdenimmunisierung nur vermie-
den werden kann, wenn Infektions-Clus-
ter direkt nachverfolgt werden. Doch die 
Gesundheitsämter sind komplett über-
lastet und Entscheidungen über den 
Umgang mit Infektionen werden auf die 
Betriebe übertragen. So müssen sogar 
Kontaktpersonen ersten Grades weiter-
arbeiten, bis sie Symptome aufzeigen.
Alle Lippenbekenntnisse der Politik 
behaupten, dass eine Herdenimmuni-
sierung verhindert werden soll. Doch 
offensichtlich sind nicht die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse zur Wahrung 

unserer Gesundheit die Grundlage für 
die Maßnahmen, sondern die Aufrecht-
erhaltung der Profite der Großindustrie. 
Alle verkündeten Maßnahmen gehen 
davon aus, dass es bald eine flächen-
deckende Impfung gibt. Das kann sein, 
muss jedoch nicht sein. Notwendig 
wäre eine enge internationale Koopera-
tion zur Forschung an einem Impfstoff.

Das alles geschieht auf dem Rücken 
der arbeitenden Bevölkerung und 
kleiner Betriebe. Die verordneten 
Schließungen treffen vor allem die 
Kulturbranche, die größte Wirtschafts-
branche in Bayern. Die Maßnahmen 
treffen außerdem besonders die klei-
nen Gastrobetriebe besonders hart, 
einige mussten bereits schließen und 
die Insolvenzwelle ist am Anrollen.
Unwägbarkeiten und Bürokratie er-
schweren bereits in den letzten Wochen 
im Kulturbereich, der Gastro usw. den 
weiteren Betrieb unter Einhaltung der 
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Lüftungs-, Abstands- und Hygienere-
gelungen zu erproben und zu erlernen.
Die Einschränkungen nehmen uns das 
Recht auf Erholung und Kultur. Sie wer-
den damit begründet, dass die Kranken-
häuser nicht überlastet werden dürfen. 
Der Grund für die drohende Überlas-
tung der Krankenhäuser sind nicht 
Kulturveranstaltungen, sondern man-
gelndes Personal und fehlende finanzi-
elle Mittel für unser Gesundheitssystem. 
Daran ist nicht der Virus schuld, sondern 
die kapitalistische Kürzungspolitik.

Ein Beispiel: Mittlerweile ist bekannt, 
dass schon zu zwischen April und Ju-
lisechsmal mehr Schülerinnen und 
Schüler in Bayerin mit dem Corona-Vi-
rus infiziert waren, als damals ange-
nommen. Flächendeckende Testung 
sowohl mit PCR-Tests als auch mit 
Antikörpertests sind also notwendig, 
um den weiteren Betrieb des öffent-
lichen Nahverkehrs und von Schulen, 
Betrieben usw. zu garantieren. Ohne 
kostenfreie Testungen wird die Ver-
antwortung für die Verbreitung des 
Virus auf das Individuum abgewälzt.
Die Bewältigung des Gesundheitsnot-
standes kann nicht mit Aufrufen zur 
Denunziation oder mit dem Abzug kom-
munaler Beamter in den Katastrophen-
schutz gelöst werden. Ebenso wenig mit 
nicht ausgezahlten Bonus-Versprechun-
gen oder mit Applaus statt Lohnerhö-
hungen und Personalaufstockungen.
Anstatt zur Denunziation aufzurufen 
und die Bundeswehr zur Kontrolle von 
Abstands- und Maskenregelungen vor 
Schulen einzusetzen (wie z.B. im ober-
bayerischen Schongau diskutiert), müs-
sen offensichtliche Infektionsherde z.B. 
in Logistikzentren, der Fleischindustrie 

und in der Landwirtschaft geschlossen 
werden. Die unwürdigen Bedingun-
gen, unter denen in diesen Branchen 
geschuftet wird, geht grundsätzlich 
auf Kosten der Gesundheit und Wür-
de der dort arbeitenden Menschen. Die 
Pandemie verstärkt diese Situation, 
die Kolleginnen und Kollegen dürfen 
damit nicht alleine gelassen werden.

Die neuen Verordnungen wurden den 
Parlamenten nicht zur Diskussion vor-
gelegt, bevor sie beschlossen wurden. 
Bundes- und Landesregierung können 
nicht erklären, warum diese Maßnah-
men zwischen den Regierenden aus-
gehandelt werden anstatt gewählte 
Abgeordnete, Gesundheitsexperten 
und die Öffentlichkeit einzubeziehen.
Der Corona-Virus bedroht unsere Ge-
sundheit, die Regierenden aber bedro-
hen unsere Grundrechte. Dazu kommt: 
Wieder einmal verordnet die Bayerische 
Staatsregierung weit krassere Grund-
rechtseinschränkungen als in anderen 
Bundesländern, obwohl die Infektions-
zahlen in Bayern bisher damit nicht 
besser kontrolliert werden konnten.

Wir rufen dazu auf, gegen diese ver-
antwortungslose Politik Gegenwehr 
zu entwickeln. Die Bayerische Staats-
regierung hat mit der 8. Infektions-
schutz-Maßnahmenverordnung nun 
sogar die Durchführung von Partei- 
und Vereinsversammlungen für den 
gesamten November verboten, wobei 
dies bei dauerhafter Belüftung und un-
ter Einhaltung von Hygiene- und Ab-
standsregelungen bisher kein Thema 
war. Wir verurteilen diese Regelung.
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